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Deskriptoren Beiträge

Krankenversicherung
Mindestbeitrag

Leitsätze Die Festsetzung eines Mindestbeitrags
beruht unmittelbar auf der gesetzlichen
Regelung in § 240 Abs 4 Satz 1 SGB V.
Einen Notfalltarif , der zu einer
Festsetzung der Beiträge unterhalb des
Mindestbeitrags führen könnte hat der
Gesetzgeber nicht vorgesehen.

Normenkette SGB V § 240 Abs 4 Satz 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 17 KR 1667/16
Datum 12.07.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 KR 494/18
Datum 16.06.2021

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
12.07.2018 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

G r Ã¼ n d e:

I.
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StreitgegenstÃ¤ndlich sind BeitragsrÃ¼ckstÃ¤nde zur gesetzlichen Kranken- und
sozialen Pflegeversicherung fÃ¼r die Zeit ab April 2012 sowie die Festsetzung des
Mindestbeitrags mit Bescheid vom 25.01.2016 fÃ¼r die Zeit vom 01.01. bis
30.06.2016. Weitere Bescheide sind nicht Gegenstand der Klage und der Berufung

Der KlÃ¤ger, geb. 1943, ist seit dem 01.04.2007 bei der Beklagten pflichtversichert
im Rahmen der sog. â��Auffangpflichtversicherungâ��. Der hiergegen erhobene
Widerspruch wurde bestandskrÃ¤ftig zurÃ¼ckgewiesen mit Widerspruchsbescheid
vom 13.02.2008.

Infolge eines Rentenantrages vom 03.06.2008 stellte die Beklagte mit Bescheid
vom 10.06.2008 fest, dass beim KlÃ¤ger die Voraussetzungen fÃ¼r die
Krankenversicherung der Rentner nicht erfÃ¼llt seien, da die hierfÃ¼r notwendigen
Versicherungszeiten in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) nicht erreicht
wurden. Dieser Bescheid wurde bestandskrÃ¤ftig. Bis zum 30.04.2012 erfolgte die
Beitragszahlung durch die Landeshauptstadt A â�� Sozialreferat. Diese informierte
die Beklagte, dass die LeistungsgewÃ¤hrung zu 30.04.2012 eingestellt werde und
der KlÃ¤ger die Beitragszahlungen ab dem 01.05.2012 selbst Ã¼bernehme. Sodann
leistete der KlÃ¤ger laut Mitteilung der Beklagten Ã¼berwiegend keine BeitrÃ¤ge
zur Kranken- und Pflegeversicherung.

Mit Bescheid vom 25.01.2016 setzte die Beklagte den monatlichen Gesamtbeitrag
fÃ¼r Kranken- und Pflegeversicherung nach der Mindestbemessungsgrundlage auf
154,76 â�¬ fest. Dagegen erhob der KlÃ¤ger Widerspruch und machte geltend,
dass er nun Rentner und somit gesetzlich versichert sei. Laut
Rentenanpassungsbescheid vom 01.07.2016 betrug die Rente zum damaligen
Zeitpunkt monatlich 89,03 â�¬. Am 21.06.2016 unterrichtete die Beklagte den
KlÃ¤ger Ã¼ber BeitragsrÃ¼ckstÃ¤nde seit April 2012 Ã¼ber insgesamt 5.863,16
â�¬ inkl. MahngebÃ¼hren und SÃ¤umniszuschlÃ¤gen. Unter dem 05.09.2016
bezifferte die Beklagte ihre offenen Forderungen i.H.v. 6.119,06 inkl.
SÃ¤umnisgebÃ¼hren.

Mit weiterem Bescheid vom 03.08.2016/Abhilfebescheid vom 11.08.2016 setzte die
Beklagte die BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen Kranken und sozialen Pflegeversicherung
ab dem 01.07.2016 auf insgesamt 153,69 â�¬ fest.

Am 22.09.2016 erlieÃ� die Beklagte zwei Widerspruchsbescheide: Einen zu den
offenen Beitragsforderungen seit April 2012 sowie einen weiteren Ã¼ber die
BeitrÃ¤ge ab Januar 2016, mit denen die WidersprÃ¼che zurÃ¼ckgewiesen
wurden. Den Bescheid/Abhilfebescheid vom 03.08.2016/11.08.2016 hat die
Beklagte in ihrer Widerspruchentscheidung nicht miteinbezogen sondern vielmehr
ausdrÃ¼cklich allein den Bescheid vom 25.01.2016 Ã¼berprÃ¼ft.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht MÃ¼nchen (SG) erhoben und
geltend gemacht, dass er Ã¼ber die Rentenkasse pflichtversichert sei, daher gebe
es keine Rechtsgrundlage fÃ¼r eine freiwillige Versicherung. Die Beklagte betreibe
die Zwangsvollstreckung. Zudem hat der KlÃ¤ger den Erlass der Beitragsschulden
und SÃ¤umniszuschlÃ¤ge wegen finanzieller Ã�berforderung und wegen
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unzutreffender freiwilliger KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge beantragt. Er bestreite
seinen Lebensunterhalt von mildtÃ¤tigen Gaben. Mit Beschluss vom 05.07.2018 hat
das SG die Pflegekasse notwendig beigeladen.

Das SG hat die Klage abgewiesen mit Urteil vom 12.07.2018 und seine
Entscheidung vornehmlich darauf gestÃ¼tzt, dass der KlÃ¤ger rechtlich zutreffend
pflichtversichert sei nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V. Dies sei bereits mit Bescheid
vom 10.06.2008 bestandskrÃ¤ftig festgestellt. Bei der Berechnung der BeitrÃ¤ge
habe die Beklagte die Mindestbemessungsgrundlage zutreffend herangezogen. Die
tatsÃ¤chlich niedrigeren EinkÃ¼nfte des KlÃ¤gers seien insoweit nicht
maÃ�geblich.

Hiergegen richtet sich die Berufung des KlÃ¤gers. Der Krankenkassenbeitrag
mÃ¼sse sich nach der monatlichen RentenhÃ¶he richten.

Der KlÃ¤ger beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 12.07.2018 sowie die Bescheide der
Beklagten vom 25.01.2016 sowie vom 21.06.2016 jeweils in Gestalt der
Widerspruchsbescheide vom 15.09.2016 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, die BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung nach einem
Notfalltarif festzusetzen.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Senat hat die Beteiligten angehÃ¶rt zu einer Entscheidung im Beschlusswege
gem. Â§ 153 Abs. 4 SGG.

Die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge sowie die Verwaltungsakte der Beklagten
waren Gegenstand der Entscheidungsfindung. ErgÃ¤nzend wird hierauf Bezug
genommen.

II.

Die zulÃ¤ssige Berufung (Â§Â§ 143, 151 SGG) ist in der Sache nicht erfolgreich. Das
SG hat die Klage mit rechtlich zutreffender BegrÃ¼ndung abgewiesen.

Der Senat durfte im Wege des Beschlusses entscheiden, da er einstimmig die
Berufung fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche Verhandlung nicht fÃ¼r
erforderlich hÃ¤lt. Hierzu wurden die Beteiligten angehÃ¶rt. Die Zustimmung des
KlÃ¤gers ist hierfÃ¼r nicht erforderlich.

Der KlÃ¤ger ist versicherungspflichtiges Mitglied der Beklagten nach Â§ 5 Abs. 1 Nr.
13 SGB V und nach Â§ 20 Abs 1 Satz 2 Nr 12 SGB XI.
Zu Recht hat die Beklagte mit Bescheid vom 25.01.2016 wie auch in der Zeit seit
April 2012 bei der Beitragsberechnung den Mindestbeitrag festgesetzt.
Rechtsgrundlage hierfÃ¼r ist Â§ 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V in Verbindung mit Â§ 227
SGB V und Â§ 240 SGB V.
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Fest steht, dass der KlÃ¤ger keinen Anspruch hat auf Versicherung in der
Krankenversicherung der Rentner gem. Â§ 5 Abs. 1 Nr. 11 SGB V, da er hierfÃ¼r die
erforderlichen Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt. Der diesbezÃ¼glich von der
Beklagten erlassene Bescheid vom 10.06.2008 ist bestandskrÃ¤ftig.

Bei der Versicherungspflicht gemÃ¤Ã� Â§ 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V handelt es sich um
eine vom Gesetzgeber mit Wirkung vom 01.04.2007 geschaffene
Auffangpflichtversicherung fÃ¼r Personen, die andernfalls keinen
Krankenversicherungsschutz hÃ¤tten, also insbesondere nicht unter die
Pflichtversicherten nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 â�� 12 SGB V fallen.
Hinsichtlich der BeitrÃ¤ge zur Krankenversicherung gilt nach Â§ 227 SGB V fÃ¼r die
nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V Versicherungspflichtigen Â§ 240 SGB V
entsprechend. Nach Â§ 240 Abs. 1 Satz 1 SGB V wird fÃ¼r freiwillige Mitglieder die
Beitragsbemessung einheitlich durch den Spitzenverband Bund der Krankenkassen
geregelt. Dabei ist sicherzustellen, dass die Beitragsbelastung die gesamte
wirtschaftliche LeistungsfÃ¤higkeit des freiwilligen Mitglieds berÃ¼cksichtigt. Als
beitragspflichtige Einnahmen gilt nach Â§ 240 Abs 4 Satz 1 SGB V fÃ¼r den
Kalendertag mindestens der neunzigste Teil der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e. Die
Mindesteinnahmengrenze des Â§ 240 Abs 4 Satz 1 SGB V darf auch in HÃ¤rtefÃ¤llen
nicht unterschritten werden, etwa dann, wenn die beitragsrelevanten
tatsÃ¤chlichen Einnahmen des Versicherten wesentlich unter dieser Grenze liegen
oder Einkommen Ã¼berhaupt nicht vorhanden ist (vgl. BSG, Urteil vom 18. Februar
1997 â�� 1 RR 1/94 â�� SozR 3-2500 Â§ 240 Nr 29; Landessozialgericht Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 16. August 2011 â�� L 11 KR 3165/10 -, Rn. 33 â�� 34,
juris ). Â§ 227 SGB V gilt fÃ¼r die Bestimmung der beitragspflichtigen Einnahmen in
der Pflegeversicherung entsprechend (Â§ 57 Abs 1 SGB XI).

Die Festsetzung eines Mindestbeitrags beruht damit unmittelbar auf der
gesetzlichen Regelung in Â§ 240 Abs 4 Satz 1 SGB V. Einen â��Notfalltarifâ��, wie
ihn der KlÃ¤ger wÃ¼nscht, hat der Gesetzgeber nicht vorgesehen.

Die auffangversicherungspflichtigen Personen werden somit beitragsrechtlich den
freiwilligen Mitgliedern gleichgestellt. Aus dem Verweis auf Â§ 240 SGB V ergibt sich
weiter, dass die BeitragshÃ¶he unabhÃ¤ngig von den tatsÃ¤chlichen Einnahmen
nach Mindesteinnahmen zu bestimmen ist (Â§ 240 Abs. 4 Satz 1 SGB V). Diese
gesetzlichen Mindesteinnahmen hat die Beklagte entsprechend den genannten
Regelungen daher der Beitragsbemessung fÃ¼r die BeitrÃ¤ge des KlÃ¤gers zur
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung zugrunde zu legen. Weil fÃ¼r das
Jahr 2016 ein Mindesteinkommen von 968,33 â�¬ monatlich festgelegt ist, hat der
KlÃ¤ger aus diesem Betrag BeitrÃ¤ge zu leisten.

Der KlÃ¤ger kann sich hinsichtlich der BeitragshÃ¶he nicht auf die Â§Â§ 237, 238
und 238a SGB V berufen. Diese Vorschriften erfassen nur den Personenkreis der
versicherungspflichtigen Rentner, deren VersicherungsverhÃ¤ltnis ausschlieÃ�lich
auf dem Rentenbezug beruht. Dies sind die nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 11, 11a und 12
SGB V versicherungspflichtige Rentenbezieher. Eine andere Auslegung lÃ¤sst der
eindeutige Wortlaut dieser Vorschrift nicht zu.
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Hierin ist auch kein VerstoÃ� gegen Art. 3 Abs. 1 GG erkennbar. Der KlÃ¤ger
unterscheidet sich hinsichtlich seiner Mitgliedschaft in der gesetzlichen Kranken-
und Pflegeversicherung von denen, die nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 11, 11a und 12 SGB V
pflichtversichert sind. Bei diesen beruht die Versicherungspflicht ausschlieÃ�lich auf
dem Bezug der Rente. Der KlÃ¤ger ist jedoch nicht wegen des Bezugs von Rente
Mitglied in der Kranken- und Pflegeversicherung, sondern aufgrund des
Auffangpflichtversicherungstatbestands des Â§ 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V. Allein der
Bezug einer Rente begrÃ¼ndet die Pflichtversicherung gerade nicht. Wegen dieser
Unterscheidung ist es sachlich gerechtfertigt, die nach Â§ 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V
Pflichtversicherten beitragsrechtlich den freiwillig Versicherten zuzuordnen.

Hinsichtlich des Bescheides der Beklagten vom 21.06.2016 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 15.09.2016 ergeben sich keine Zweifel an der
zutreffenden Berechnung der Beitragsnachforderung. Zum einen hat der KlÃ¤ger
unstreitig seit April 2012 Ã¼berwiegend keine BeitrÃ¤ge entrichtet, zum anderen
hat die Beklagte jeweils die MindestbeitrÃ¤ge festgesetzt. Sie durfte auch
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge nach Â§ 24 SGB IV erheben, da der KlÃ¤ger ganz
offensichtlich Kenntnis hatte von seiner Beitragsschuld. Das kann allein schon den
mehrfachen Vollstreckungsversuchen der Beklagten entnommen werden. Den
teilweisen Erlass von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen und Beitragsschulden gem. Â§ 256 a
SGB V hat die Beklagte ordnungsgemÃ¤Ã� verbucht.

Weitergehende Entscheidungen etwa Ã¼ber Beitragserlass oder Stundung sind
vorliegend nicht Streitgegenstand, so dass darÃ¼ber in der Berufungsinstanz nicht
zu entscheiden ist.

Da die Beklagte den Bescheid/Abhilfebescheid vom 03.08.2016/11.08.2016 nicht in
ihre Widerspruchentscheidung miteinbezogen hat, ist insoweit das Vorverfahren
noch nicht abgeschlossen (Â§ 86 SGG). Dies bewirkt eine verfahrensrechtliche
ZÃ¤sur im DauerschuldverhÃ¤ltnis zwischen dem KlÃ¤ger und der Beklagten. Alle
nachfolgenden Beitragsbescheide Ã¤ndern nicht mehr den hier
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid vom 25.01.2016, sondern den
Bescheid/Abhilfebescheid vom 03.08.2016/11.08.2016 und sind damit einer
Entscheidung durch den Senat im Wege von Â§ 96 SGG nicht zugÃ¤nglich.

Daher hat die Berufung vollumfÃ¤nglich keinen Erfolg.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision sind nicht ersichtlich, Â§ 160 Abs. 2 SGG.

Â 

Erstellt am: 01.04.2022

                               5 / 6

https://dejure.org/gesetze/GG/3.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/5.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/5.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/5.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/24.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/256a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/256a.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/96.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
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